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283. Bundesgesetz: Bundesbehindertengesetz — BBG
(NR: GP XVII RV 1283 AB 1326 S. 143. BR: AB 3865 S. 530.)

2 8 3 . Bundesgesetz vom 17. Mai 1990 über die
Beratung, Betreuung und besondere Hilfe für
behinderte Menschen (Bundesbehinderten-

gesetz — BBG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

BUNDESBEHINDERTENGESETZ
- BBG

Ziel

§ 1. Behinderten und von konkreter Behinderung
bedrohten Menschen soll durch die in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen Maßnahmen die best-
mögliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben
gesichert werden.

ABSCHNITT I

KOORDINIERUNG DER MASSNAHMEN
ZUR REHABILITATION BEHINDERTER

MENSCHEN

Koordinierung

§ 2. Die Träger der Rehabilitation haben die von
ihnen nach den Bundesgesetzen zu erbringenden
Maßnahmen nach den Bestimmungen dieses Ab-
schnittes aufeinander abzustimmen. Wenn und
soweit es erforderlich ist, haben sie zu diesem
Zweck Vereinbarungen zu schließen.

Geltungsbereich

§ 3. (1) Rehabilitationsträger im Sinne des § 2
sind jene Körperschaften, Anstalten und Behörden,
die gesetzlich berufen sind, Leistungen der Rehabili-
tation in folgenden Bereichen zu erbringen:

1. gesetzliche Unfallversicherung,
2. gesetzliche Pensionsversicherung,
3. Arbeitsmarktförderung,
4. Kriegsopferversorgung,

5. Heeresversorgung,
6. Entschädigung von Verbrechensopfern,
7. Opferfürsorge,
8. Behinderteneinstellung,
9. besondere Hilfe für behinderte Menschen

(Nationalfonds),
10. Entschädigung von Impfschäden,
11. Tuberkulosehilfe.

(2) Zweck der Leistungen und Maßnahmen zur
Rehabilitation sowie die zu fördernden Personen-
kreise sind durch jene Bundesgesetze bestimmt, die
für die genannten Bereiche gelten.

Einleitung der Maßnahmen der Rehabilitation

§ 4. (1) Maßnahmen zur Rehabilitation bedürfen
der Zustimmung und Mitwirkung des behinderten
Menschen. Er ist über die erforderlichen Maßnah-
men umfassend zu informieren. Vorschriften, nach
denen bei nicht gerechtfertigter Weigerung, an
Maßnahmen zur Rehabilitation teilzunehmen, Lei-
stungen versagt oder entzogen werden können,
bleiben unberührt.

(2) Die Rehabilitationsträger haben dafür Vor-
sorge zu treffen, daß alle erforderlichen Maßnah-
men zur Rehabilitation unverzüglich eingeleitet
werden. Unzuständige Rehabilitationsträger sind
verpflichtet, dem zuständigen Rehabilitationsträger
unverzüglich Mitteilung zu machen, wenn sie
feststellen, daß zur Rehabilitation eines behinderten
Menschen medizinische, berufliche oder soziale
Maßnahmen angezeigt sind. Anträge auf Einleitung
der Maßnahmen sind unverzüglich an den zuständi-
gen Rehabilitationsträger weiterzuleiten; der bei
einem unzuständigen Rehabilitationsträger einge-
brachte Antrag gilt als bei dem zuständigen
Rehabilitationsträger eingebracht. Maßnahmen zur
Rehabilitation, die keinen Aufschub dulden, sind
vom unzuständigen Rehabilitationsträger durchzu-
führen, dem der zuständige Rehabilitationsträger
die Kosten nachträglich zu ersetzen hat.

(3) Der zuständige Rehabilitationsträger hat
gleichzeitig mit der Einleitung einer medizinischen
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Maßnahme zur Rehabilitation, während ihrer
Durchführung und nach ihrem Abschluß zu prüfen,
ob durch geeignete berufliche Maßnahmen die
Erwerbsfähigkeit des behinderten Menschen erhal-
ten, gebessert oder wiederhergestellt werden kann.
Ferner ist zu prüfen, ob zur Eingliederung des
behinderten Menschen in die Gesellschaft Maßnah-
men der sozialen Rehabilitation erforderlich sind.

Durchführung der Rehabilitation

§ 5. (1) Der Rehabilitationsträger hat gemeinsam
mit dem behinderten Menschen einen Gesamtplan
zur Rehabilitation aufzustellen. Der Gesamtplan
soll alle Maßnahmen umfassen, die im Einzelfall zur
Eingliederung erforderlich sind. Dabei ist sicherzu-
stellen, daß die Maßnahmen nahtlos ineinandergrei-
fen. Bei der Aufstellung des Gesamtplanes sind nach
Möglichkeit die behandelnden Ärzte und sonstige
Sachverständige beizuziehen.

(2) Sind für die Durchführung der Rehabilitation
zwei oder mehrere Rehabilitationsträger zuständig,
so hat eine Teamberatung stattzufinden, zu der
jeder beteiligte Rehabilitationsträger einen Vertre-
ter zu entsenden hat. Die Einberufung des Teams ist
durch jenen Rehabilitationsträger zu veranlassen,
der mit der Durchführung der Rehabilitation zuerst
befaßt ist. Das Team hat die erforderlichen
Maßnahmen zu beraten und gemeinsam mit dem
behinderten Menschen einen Gesamtplan zur
Rehabilitation aufzustellen. Der Beratung sind nach
Möglichkeit die behandelnden Ärzte und sonstige
Sachverständige beizuziehen.

(3) Die Rehabilitationsträger haben im Interesse
der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und
Kostenersparnis dafür Sorge zu tragen, daß die
Ergebnisse von Sachverhaltsermittlungen allen
anderen im Einzelfall beteiligten Rehabilitationsträ-
gern mitgeteilt werden. Insbesondere sind ärztliche
Befunde und Sachverständigengutachten, die im
Rahmen des Rehabilitationsverfahrens erstellt oder
veranlaßt worden sind, allen beteiligten Rehabilita-
tionsträgern zur Verfügung zu stellen.

Zuständigkeit

§ 6. Ist ungeklärt, welcher der im § 3 genannten
Rehabilitationsträger zuständig ist, hat jener Reha-
bilitationsträger, der mit der Durchführung der
Rehabilitation zuerst befaßt ist, den zuständigen
Rehabilitationsträger zu ermitteln. Im übrigen ist
nach § 4 Abs. 2 vorzugehen.

Kostentragung

§ 7. (1) Zur Kostentragung ist jener Rehabilita-
tionsträger vor den übrigen Leistungsträgern
verpflichtet, demgegenüber ein Rechtsanspruch auf
eine Maßnahme oder Leistung zur Rehabilitation

besteht. Besteht gegenüber zwei oder mehreren
Rehabilitationsträgern ein Rechtsanspruch auf eine
gleichartige Maßnahme oder Leistung zur Rehabili-
tation, so sind die Kosten von den betroffenen
Rehabilitationsträgern nach Maßgabe der gesetzli-
chen Verpflichtungen einvernehmlich zu tragen.

(2) Einem Rechtsanspruch ist hinsichtlich der
Leistungs- und Kostentragungspflicht die Gewäh-
rung von Maßnahmen der Rehabilitation nach
pflichtgemäßem Ermessen im Sinne des § 301 Abs. 1
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes,
BGBl. Nr. 189/1955, gleichzuhalten.

(3) Maßnahmen zur beruflichen Rehabilitation
und damit zusammenhängende Maßnahmen der
sozialen Rehabilitation sind unbeschadet der noch
abzuschließenden Vereinbarungen gemäß Artikel
15 a B-VG durch die Sozialversicherungsträger, die
Landesinvalidenämter und die Arbeitsmarktverwal-
tung einvernehmlich zu erbringen. Das Ausmaß der
Kostentragung richtet sich nach den gemäß § 2
abgeschlossenen Vereinbarungen.

ABSCHNITT II

BUNDESBEHINDERTENBEIRAT

§ 8. (1) Beim Bundesministerium für Arbeit und
Soziales ist ein Bundesbehindertenbeirat zu errich-
ten.

(2) Dem Bundesbehindertenbeirat obliegen
1. die Beratung des Bundesministers für Arbeit

und Soziales in allen grundsätzlichen Fragen
der Behindertenpolitik;

2. die Abgabe von Gutachten und Stellungnah-
men sowie die Erstattung von Empfehlungen
in allen wichtigen, die Interessen behinderter
Menschen berührenden Angelegenheiten;

3. die Unterstützung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales bei der Koordinierung der
gesetzlichen und sonstigen Maßnahmen auf
dem Gebiete der Behindertenhilfe.

(3) Der Bundesbehindertenbeirat ist in allen
wichtigen Fragen der Behindertenhilfe vom Bundes-
minister für Arbeit und Soziales zu hören. Er kann
zur Vorbereitung und Behandlung bestimmter
Aufgaben Ausschüsse einsetzen.

(4) Der Bundesbehindertenbeirat schlägt dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales aus seiner
Mitte die Mitglieder des Kuratoriums des National-
fonds vor (§31).

§ 9. (1) Dem Beirat gehören als stimmberechtigte
Mitglieder an:

1. der Vorsitzende,
2. je ein Vertreter der im Nationalrat vertretenen

Parteien,
3. je ein Vertreter des Bundesministeriums für

Arbeit und Soziales, des Bundesministeriums
für Finanzen, des Bundesministeriums für
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Umwelt, Jugend und Familie und des Bundes-
kanzleramtes — Gesundheit und öffentlicher
Dienst,

4. zwei Vertreter der Bundesländer,
5. ein Vertreter des Hauptverbandes der österrei-

chischen Sozialversicherungsträger,
6. je drei Vertreter der Dienstgeber- und

Dienstnehmerorganisationen,
7. sieben Vertreter der organisierten Behinderten

und der organisierten Kriegsopfer.

(2) Den Vorsitz führt der Bundesminister für
Arbeit und Soziales oder ein von ihm aus dem
Stande der Beamten des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales bestellter Vertreter.

(3) Der Vorsitzende ist berechtigt, Fachleute mit
beratender Stimme beizuziehen. Sind Fragen zu
behandeln, durch welche die Zuständigkeit eines
Bundesministeriums berührt wird, das nicht im
Abs. 1 Z 3 angeführt ist, so hat der Vorsitzende
auch einen Vertreter dieses Bundesministeriums als
stimmberechtigtes Mitglied beizuziehen.

(4) Die Funktionsperiode des Beirates beträgt vier
Jahre. Nach Ablauf der Funktionsperiode hat der
alte Beirat die Geschäfte so lange weiterzuführen,
bis der neue Beirat zusammentritt. Die Zeit der
Weiterführung der Geschäfte durch den alten Beirat
zählt auf die vierjährige Funktionsperiode des neuen
Beirates.

(5) Die Bürogeschäfte des Beirates sind vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu
führen.

§ 10. (1) Die im § 9 Abs. 1 Z 2 bis 7 genannten
Mitglieder werden vom Bundesminister für Arbeit
und Soziales in den Beirat berufen. Das Vorschlags-
recht steht zu:

1. Für die im § 9 Abs. 1 Z 2 genannten Mitglieder
den Klubs der im Nationalrat vertretenen
Parteien, und wenn kein Klub vorhanden ist,
den Abgeordneten der Partei gemeinsam;

2. für die im § 9 Abs. 1 Z 3 und Abs. 3 genannten
Mitglieder den zuständigen Bundesministern;

3. für die im § 9 Abs. 1 Z 4 genannten Mitglieder
den Bundesländern gemeinsam;

4. für das im § 9 Abs. 1 Z 5 genannte Mitglied
dem Hauptverband der österreichischen Sozi-
alversicherungsträger;

5. für die im § 9 Abs. 1 Z 6 genannten Mitglieder
hinsichtlich je eines Vertreters der Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft, der
Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts-
kammern Österreichs, der Vereinigung Öster-
reichischer Industrieller, dem Österreichischen
Arbeiterkammertag, dem Österreichischen
Landarbeiterkammertag und dem Österreichi-
schen Gewerkschaftsbund;

6. für die im § 9 Abs. 1 Z 7 genannten Mitglieder
der Vereinigung, die für das gesamte Bundes-
gebiet als Dachorganisation konstituiert ist
und in der die Mehrzahl jener Vereinigungen

vertreten ist, die gemäß deren Satzungen für
das ganze Bundesgebiet gebildet sind, Zweig-
organisationen besitzen und die Förderung der
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Interessen von behinderten Menschen zum
Ziele haben.

(2) Bestehen nebeneinander mehrere Vereinigun-
gen, auf die die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 6
zutreffen, so ist für die Aufteilung des Vorschlags-
rechtes das zwischen ihnen erzielte Übereinkom-
men maßgebend. Kommt eine Vereinbarung über
das Vorschlagsrecht nicht zustande, so entscheidet
hierüber der Bundesminister für Arbeit und Soziales
unter Bedachtnahme auf die Mitgliederstärke der in
Betracht kommenden Vereinigungen.

(3) Wird der Vorschlag nicht innerhalb von zwei
Monaten nach Einladung durch den Bundesminister
für Arbeit und Soziales erstattet, so verringert sich
für die Dauer der Nichtausübung des Vorschlags-
rechtes die Mitgliederzahl des Beirates um die
Anzahl der nicht zur Besetzung vorgeschlagenen
Mitglieder.

(4) Für jedes Beiratsmitglied sind Ersatzmitglie-
der in der erforderlichen Anzahl zu bestellen.

§ 11. (1) Beiratsmitglied kann nur sein, wer in den
Nationalrat wählbar ist.

(2) Die Mitgliedschaft im Beirat ist ein
unbesoldetes Ehrenamt. Den Mitgliedern (Ersatz-
mitgliedern) und den gemäß § 9 Abs. 3 beigezoge-
nen Fachleuten gebührt für die Teilnahme an den
Sitzungen des Beirates, seiner Ausschüsse und des
Kuratoriums der Ersatz der Reise- und Aufenthalts-
kosten unter Anwendung der für Schöffen und
Geschworne geltenden Bestimmungen des Gebüh-
renanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136.

§ 12. (1) Die Sitzungen des Beirates werden vom
Vorsitzenden nach Bedarf einberufen. Der Beirat ist
auch dann einzuberufen, wenn mindestens die
Hälfte der Mitglieder dies unter schriftlicher
Bekanntgabe des Verhandlungsgegenstandes bean-
tragt.

(2) Die Einladungen an die Mitglieder sollen mit
der Tagesordnung nach Möglichkeit 14 Tage vor
der Sitzung zugestellt werden.

(3) Wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß gela-
den sind, ist der Beirat bei Anwesenheit von
mindestens der Hälfte seiner Mitglieder beschlußfä-
hig. Er faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit
der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

(4) Der Beirat hat aus seiner Mitte einen
Schriftführer zu wählen. Über jede Sitzung ist durch
Bedienstete des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales ein Protokoll zu führen, das vom
Schriftführer und vom Vorsitzenden zu unterferti-
gen ist. Den Mitgliedern ist eine Protokollausferti-
gung zu übermitteln.
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§ 13. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
hat ein Mitglied von seiner Funktion jedenfalls zu
entheben,

1. wenn es dies beantragt;
2. wenn jene Stelle, auf deren Vorschlag das

Mitglied bestellt wurde, die Enthebung
beantragt;

3. wenn das Mitglied sich der Vernachlässigung
seiner Pflichten schuldig gemacht hat.

ABSCHNITT III

AUSKUNFT, BERATUNG UND BETREUUNG

Sozial-Service

§ 14. (1) Behinderten und von konkreter
Behinderung bedrohten Menschen ist zur Bewälti-
gung ihrer Lebensumstände Hilfe zu gewähren,
wenn sie aus eigener Kraft nicht fähig sind, ihre
Schwierigkeiten zu beseitigen, zu mildern oder
deren Verschlimmerung zu verhüten.

(2) Die Hilfe ist von den Landesinvalidenämtern
als Sozial-Service anzubieten und hat alle Sach- und
Rechtsfragen zu umfassen, die für den Hilfesuchen-
den von Bedeutung sein können.

(3) Zur Durchführung der Hilfsmaßnahmen ist
jenes Landesinvalidenamt zuständig, in dessen
Sprengel der Hilfesuchende seinen ständigen
Aufenthalt hat.

(4) Die Hilfe ist auch außerhalb des Sitzes der
Landesinvalidenämter in Form von mobilen Bera-
tungsdiensten anzubieten. Ständige Beratungsstel-
len außerhalb des Sitzes der Landesinvalidenämter
sind einzurichten, wenn dies im Interesse der
Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Ko-
stenersparnis gelegen ist.

Maßnahmen der Hilfe

§ 15. (1) Als Maßnahmen der Hilfe kommen vor
allem in Betracht:

1. die Aufklärung über die nach den einschlägi-
gen Gesetzen bestehenden Rechte und Pflich-
ten,

2. die Vermittlung an die zuständigen Stellen,
3. die Unterstützung bei der Erlangung von

Hilfen,
4. die Beratung in Hilfsmittelangelegenheiten

unter Heranziehung der Informationen aus
der Zentralen Hilfsmittelberatungsstelle,

5. die Vermittlung der Inanspruchnahme aller
Arten der Hilfe aus der freien Wohlfahrt.

(2) Die Landesinvalidenämter sind verpflichtet,
Anträge und Eingaben unverzüglich an die
zuständigen Stellen weiterzuleiten.

(3) Die Landesinvalidenämter haben mit den
Gebietskörperschaften, mit Einrichtungen des öf-

fentlichen und privaten Rechts und mit sonstigen
Institutionen zusammenzuarbeiten, wenn dies der
Erreichung des im § 1 umschriebenen Zieles dient.
Wenn und soweit es erforderlich ist, haben sie zu
diesem Zweck Vereinbarungen zu schließen.

Mitwirkung der Hilfesuchenden

§ 16. Hilfesuchende haben alle Tatsachen anzu-
geben und Beweismittel beizubringen, die für die
Maßnahmen nach § 15 erheblich sind, soweit der
maßgebende Sachverhalt nicht durch das Landesin-
validenamt festgestellt werden kann.

Beratungsdienst für entwicklungsgestörte Kinder
und Jugendliche

§ 17. (1) Das Landesinvalidenamt kann Bera-
tungsdienste für entwicklungsgestörte und von
Entwicklungsstörungen bedrohte Kinder und Ju-
gendliche bis zum vollendeten 19. Lebensjahr
einrichten, wenn die Notwendigkeit eines solchen
Dienstes vom Bundesminister für Arbeit und
Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Umwelt, Jugend und Familie und dem
betreffenden Land festgestellt wird.

(2) Diese Dienste haben die Untersuchung,
Beratung und Betreuung durch Ärzte, Psychologen,
Sozialarbeiter und anderes Fachpersonal zu umfas-
sen.

Zentrale Hilfsmittelberatungsstelle

§ 18. (1) Das Landesinvalidenamt für Wien,
Niederösterreich und Burgenland hat mit Hilfe der
automationsunterstützten Datenverarbeitung eine
Zentrale Hilfsmittelberatungsstelle zur Erfassung
und Dokumentation von Hilfsmitteln für behinderte
Menschen zu führen.

(2) Über den im § 14 angeführten Personenkreis
hinaus können auch an andere Personen Auskünfte
erteilt und andere Personen beraten werden, wenn
dies der Erreichung des im § 1 umschriebenen Zieles
dient.

(3) Beim Aufbau der Dokumentation sowie bei
der Auskunftserteilung und Beratung sind erforder-
lichenfalls Ärzte, Ergotherapeuten, Psychologen,
sonstige Sachverständige und das Forschungsinsti-
tut für Orthopädietechnik beizuziehen.

Organisation des Sozial-Service

§ 19. Die Landesinvalidenämter haben die zur
Durchführung der Hilfe erforderlichen Maßnah-
men zu treffen. Insbesondere obliegt ihnen

1. der Aufbau und die Führung einer Dokumen-
tation über alle für die Auskunft, Beratung und
Betreuung erforderlichen Unterlagen und
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Informationen unter Heranziehung der gemäß
§ 20 Z 3 eingerichteten Dokumentation;

2. die Beobachtung der Probleme von behinder-
ten und hilfesuchenden Menschen;

3. die Herausgabe von Informationsmaterial für
die Auskunft, Beratung und Betreuung.

§ 20. Zusätzlich zu den im § 19 genannten
Aufgaben obliegt dem Landesinvalidenamt für
Wien, Niederösterreich und Burgenland

1. die Führung der Zentralen Hilfsmittelbera-
tungsstelle (§ 18) und die Weitergabe der
Informationen an die anderen Landesinvali-
denämter;

2. die Teilnahme an den Arbeiten des Österrei-
chischen Normungsinstituts;

3. der Aufbau und die Führung einer bundeswei-
ten Dokumentation über alle für die Auskunft,
Beratung und Betreuung erforderlichen Un-
terlagen und die ständige Information der
anderen Landesinvalidenämter;

4. die Erstellung und Veröffentlichung eines
regelmäßigen Berichtes über die Probleme von
behinderten und hilfesuchenden Menschen.

Zuweisung weiterer Aufgaben

§ 21. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
kann den Landesinvalidenämtern zur Erreichung
des im § 1 umschriebenen Zieles weitere Aufgaben
aus den Sachgebieten übertragen, die dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales in der Anlage zu
§ 2 des Bundesministeriengesetzes 1986, BGBl.
Nr. 76, in der jeweils geltenden Fassung zugewiesen
sind.

ABSCHNITT IV

BESONDERE HILFE FÜR BEHINDERTE
MENSCHEN

Fonds, Begünstigte

§ 22. (1) Zur zusätzlichen Förderung behinderter
Menschen wird ein Fonds errichtet. Dieser Fonds
trägt die Bezeichnung „Nationalfonds zur besonde-
ren Hilfe für behinderte Menschen". Leistungen aus
dem Fonds sollen für besondere Maßnahmen der
medizinischen, beruflichen und sozialen Rehabilita-
tion gewährt werden, sofern keine anderen
Förderungsmöglichkeiten bestehen und dadurch
soziale Härten beseitigt werden.

(2) Empfänger von Leistungen aus dem Fonds
können nur sein:

1. behinderte Menschen, die österreichische
Staatsbürger sind oder ihren ständigen Aufent-
halt im Bundesgebiet haben;

2. Vereine mit Sitz im Bundesgebiet.

(3) Der Fonds dient ausschließlich gemeinnützi-
gen Zwecken und besitzt eigene Rechtspersönlich-
keit. Er hat seinen Sitz und Gerichtsstand in Wien.

§ 23. Als begünstigte Vereine im Sinne dieses
Abschnittes sind jene anzusehen, die sich überwie-
gend die Betreuung behinderter Menschen zur
Aufgabe gestellt haben und die eine angestrebte, im
öffentlichen Interesse gelegene Rehabilitationsmaß-
nahme aus eigenen Mitteln nicht zu finanzieren
vermögen.

Zuwendungen

§ 24. (1) Die Zuwendungen erfolgen nach
Maßgabe der Fondsmittel in Form von Geld- und
Sachleistungen entsprechend den vom Kuratorium
beschlossenen und in den „Amtlichen Nachrichten
Arbeit — Gesundheit — Soziales" kundgemachten
Richtlinien.

(2) Diese haben insbesondere nähere Bestimmun-
gen über die Voraussetzungen, unter denen Hilfen
gewährt werden können, über Art und Höhe der
Zuwendungen sowie über den Entscheidungsrah-
men der Fondsverwaltung zu enthalten.

§ 25. (1) Auf die Gewährung von Zuwendungen
besteht kein Rechtsanspruch.

(2) Zuwendungen dürfen nur auf Grund eines
Vertrages gewährt werden und sind stets an den
Nachweis der widmungsgemäßen Verwendung zu
binden. Die Verwendung ist vom Fonds zu
überprüfen. Hiebei hat sich der Fonds auszubedin-
gen, daß die erforderlichen Auskünfte erteilt und
die notwendigen Unterlagen vorgelegt werden.

§ 26. (1) Der Fonds hat sich vor Gewährung von
Zuwendungen auszubedingen, daß die Leistung
zurückzuzahlen ist oder deren Auszahlung zu
unterbleiben hat, wenn

1. er vom Empfänger der Zuwendung über
wesentliche Umstände unvollständig oder
falsch unterrichtet wird;

2. das geförderte Vorhaben nicht oder durch
Verschulden des Empfängers nicht rechtzeitig
durchgeführt wird;

3. die Zuwendung widmungswidrig verwendet
oder Bedingungen aus Verschulden des
Empfängers nicht eingehalten werden;

4. vom Empfänger der Zuwendung die Überprü-
fung der widmungsgemäßen Verwendung
vereitelt wird.

(2) Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger
Umstände, insbesondere im Bereich der Familien-,
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des
Empfängers, kann auf die Rückzahlung verzichtet,
die Forderung gestundet oder die Abstattung in
Raten bewilligt werden. Alle noch aushaftenden
Teilbeträge werden aber sofort fällig, wenn der
Ersatzpflichtige mit mindestens zwei Raten im
Verzug ist.
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Zuständigkeit

§ 27. Die Ansuchen um Gewährung von Zuwen-
dungen sind vom Bundesministerium für Arbeit und
Soziales oder von dem Landesinvalidenamt, in
dessen Sprengel der Förderungswerber seinen
ständigen Aufenthaltsort oder der Verein seinen
Sitz hat, entgegenzunehmen. Für Förderungswer-
ber, die ihren ständigen Aufenthalt im Ausland
haben, ist das Landesinvalidenamt für Wien,
Niederösterreich und Burgenland zuständig. Das
Vorliegen der Voraussetzungen für eine Förderung
ist vom Förderungswerber nachzuweisen.

Mittel

§ 28. Die Mittel des Fonds werden insbesondere
aufgebracht durch:

1. Zuwendungen, Schenkungen, Erbschaften
und Vermächtnisse;

2. Zinsen und sonstige Erträgnisse des Fondsver-
mögens.

§ 29. (1) Der Fonds gilt abgabenrechtlich als
Körperschaft öffentlichen Rechts. Unentgeltliche
Zuwendungen an den Fonds unterliegen nicht der
Erbschafts- und Schenkungssteuer.

(2) Der Fonds ist von den Gerichts- und
Justizverwaltungsgebühren befreit.

Auskunftspflicht

§ 30. Alle Organe des Bundes und der durch die
Bundesgesetzgebung zu regelnden Selbstverwal-
tung haben dem Fonds diejenigen Auskünfte zu
erteilen, deren dieser zur Beurteilung der Frage
bedarf, ob die Voraussetzungen für eine Zuwen-
dung gemäß §§ 22 bis 24 gegeben sind. Die
Auskunftspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf die
Tatsachen, die aus finanzbehördlichen Bescheiden
des Leistungswerbers ersichtlich sind. Die Weiter-
gabe solcher Daten ist nur in Durchführung des § 5
Abs. 3 zulässig.

Kuratorium

§ 31. (1) Organ des Fonds ist das Kuratorium.
Seine Mitglieder werden vom Bundesminister für
Arbeit und Soziales unter Bedachtnahme auf die
Vorschläge des Bundesbehindertenbeirates bestellt.
Dem Kuratorium gehören jedenfalls an:

1. der Bundesminister für Arbeit und Soziales
oder ein von ihm aus dem Stande des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
entsandter Beamter als Vorsitzender;

2. je ein Vertreter der im Nationalrat vertretenen
Parteien;

3. je ein Vertreter des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales und des Bundesministe-
riums für Finanzen;

4. zwei Vertreter der Bundesländer;
5. ein Vertreter des Hauptverbandes der österrei-

chischen Sozialversicherungsträger;
6. fünf Vertreter der im § 10 Abs. 1 Z 6

angeführten Vereinigung.

(2) Die Amtsdauer des Kuratoriums beträgt vier
Jahre. Eine Wiederbestellung oder frühere Abberu-
fung ist zulässig.

Sitzungen des Kuratoriums

§ 32. (1) Die Sitzungen des Kuratoriums finden
mindestens viermal im Jahr statt und sind nicht
öffentlich.

(2) An den Sitzungen nimmt ein Vertreter der
Fondsverwaltung mit beratender Stimme teil.
Erforderlichenfalls können vom Vorsitzenden
Fachleute mit beratender Stimme beigezogen
werden.

(3) Für die Einberufung der Sitzungen, die
Ladung der Mitglieder, die Beschlußfähigkeit und
die Protokollführung gelten die Bestimmungen über
den Bundesbehindertenbeirat.

Aufgaben des Kuratoriums

§ 33. (1) Dem Kuratorium als Vertreter des Fonds
obliegen

1. die Wahl des Schriftführers;
2. die Erlassung der Geschäftsordnung;
3. die Beschlußfassung über die Art der frucht-

bringenden Anlagen des Fondsvermögens;
4. die Erlassung der Richtlinien gemäß § 24;
5. die Entscheidung über Ansuchen von Verei-

nen;
6. die Entscheidung über Ansuchen von Einzel-

personen, soweit sich das Kuratorium diese
entsprechend den Richtlinien vorbehalten hat;

7. die Kontrolle über die widmungsgemäße
Verwendung des Fondsvermögens;

8. die Genehmigung des Rechnungsabschlusses,
wobei jedes Kalenderjahr als Geschäftsjahr
gilt;

9. die Beschlußfassung über die Gestaltung der
Verträge gemäß §§ 25 und 26.

(2) Alle nicht ausschließlich dem Kuratorium
vorbehaltenen Geschäfte werden von der Fondsver-
waltung geführt.

Verwaltung des Fonds

§ 34. (1) Die Verwaltung des Fonds obliegt dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales. Dieser kann
die Landesinvalidenämter mit bestimmten Aufgaben
betrauen. Zu den Aufgaben der Fondsverwaltung
gehören:

1. die Führung der laufenden Geschäfte des
Fonds,
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2. die Anlage und Verwaltung des Fondsvermö-
gens,

3. die Überwachung der Gebarung,
4. die Erstellung des Rechnungsabschlusses,
5. die Überprüfung der Leistungsempfänger

hinsichtlich der widmungsgemäßen Verwen-
dung der Fondsmittel,

6. die Entscheidungsbefugnis gemäß § 24 Abs. 2,
7. die Liquidation des Fonds.

(2) Spätestens vier Monate nach Ablauf eines
jeden Geschäftsjahres sind von der Fondsverwal-
tung der Rechnungsabschluß und ein Bericht über
die Fondsleistungen dem Kuratorium zur Genehmi-
gung vorzulegen.

Kostentragung

§ 35. Der aus der Vollziehung der Bestimmungen
über den „Nationalfonds zur besonderen Hilfe für
behinderte Menschen" erwachsende Verwaltungs-
aufwand ist vom Bund zu tragen.

ABSCHNITT V

FÖRDERUNGEN BEI ANKAUF VON
KRAFTFAHRZEUGEN

§ 36. (1) Zuwendungen aus dem Nationalfonds
(§ 22 Abs. 1) können außerdem auch bei der
Lieferung von Kraftfahrzeugen für behinderte
Menschen zur Abgeltung der Mehrbelastung
gewährt werden, die sich durch den erhöhten
Ümsatzsteuersatz (§ 10 Abs. 4 des Umsatzsteuerge-
setzes 1972, BGBl. Nr. 223, in der jeweils geltenden
Fassung) gegenüber dem Normalsteuersatz (§ 10
Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 1972) ergibt.

(2) Zuwendungen für die Abgeltung der Mehrbe-
lastung können nach Maßgabe der für diesen Zweck
im jeweiligen Bundesfinanzgesetz verfügbaren
Ausgabenbeträge unter folgenden Voraussetzungen
an behinderte Menschen gewährt werden:

1. Zulassung des Kraftfahrzeuges für den behin-
derten Menschen;

2. eigene Lenkerberechtigung des behinderten
Menschen; von einem behinderten Menschen,
der auf Grund der Schwere der Behinderung
keine Lenkerberechtigung erlangen kann, ist
glaubhaft zu machen, daß das Kraftfahrzeug
überwiegend für seine persönliche Beförde-
rung benützt wird und der Lenker des
Kraftfahrzeuges mit ihm im gemeinsamen
Haushalt lebt;

3. Nachweis der dauernden starken Gehbehinde-
rung durch einen Ausweis gemäß § 29 b der
Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl. Nr. 159,
oder Feststellung der Unzumutbarkeit der
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauernder Gesundheitsschädigung auf Grund
eines Gutachtens eines Arztes des zuständigen
Landesinvalidenamtes;

4. Nachweis über den durch den behinderten
Menschen erfolgten Erwerb des Kraftfahrzeu-
ges.

(3) Der Berechnung der Mehrbelastung ist der
Kaufpreis des Kraftfahrzeuges bis zu einem Betrag
von 200000 S zuzüglich der Kosten für die durch
die Behinderung notwendige Zusatzausstattung
zugrunde zu legen.

(4) Die Gewährung einer neuerlichen Zuwen-
dung ist, sofern nicht besonders berücksichtigungs-
würdige Umstände vorliegen, erst nach Ablauf von
fünf Jahren zulässig. Für die Berechnung dieser Frist
sind die Daten der Zulassung der Kraftfahrzeuge
maßgebend.

(5) Sofern sich aus der Anwendung des Abs. 2
besondere Härten ergeben, kann das Kuratorium
(§ 31) — vorbehaltlich der Zustimmung durch den
Bundesminister für Finanzen — eine gleichartige
Leistung als Ausgleich gewähren.

§ 37. Der Aufwand, der dem Fonds für die
Abgeltung der Mehrbelastung nach § 36 Abs. 1 und
2 erwächst, ist vom Bund zu ersetzen, wobei
bedarfsgerechte Vorschüsse zu leisten sind.

§ 38. (1) Ansuchen auf Zuwendungen sind bei
dem Landesinvalidenamt einzubringen, in dessen
Sprengel der Förderungswerber seinen ständigen
Aufenthalt hat. Für Förderungswerber, die ihren
ständigen Aufenthalt im Ausland haben, ist das
Landesinvalidenamt für Wien, Niederösterreich und
Burgenland zuständig.

(2) Die Entscheidung über die Gewährung von
Zuwendungen zur Abgeltung der Mehrbelastung
obliegt den Landesinvalidenämtern.

§ 39. Die § 22 Abs. 2 Z 1, §§ 25, 26 und 30 sind bei
Entscheidungen über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Abgeltung der Mehrbelastung anzu-
wenden.

ABSCHNITT VI

BEHINDERTENPASS

§ 40. (1) Behinderten Menschen,
1. deren Grad der Behinderung oder Minderung

der Erwerbsfähigkeit nach bundesgesetzlichen
Vorschriften durch Bescheid oder Urteil mit
mindestens 50% festgestellt ist oder

2. die nach bundesgesetzlichen Vorschriften
wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit, Dienst-
unfähigkeit oder dauernder Erwerbsunfähig-
keit Geldleistungen beziehen oder

3. die nach bundesgesetzlichen Vorschriften
einen Hilflosenzuschuß, eine Hilflosenzulage,
eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder
eine gleichartige Leistung erhalten oder

4. für die erhöhte Familienbeihilfe bezogen wird
oder die selbst erhöhte Familienbeihilfe
beziehen,
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ist auf Antrag vom zuständigen Landesinvalidenamt
(§ 45) ein Behindertenpaß auszustellen, sofern sie in
Österreich ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent-
haltsort haben.

(2) Behinderten Menschen, die nicht dem im
Abs. 1 angeführten Personenkreis angehören, ist ein
Behindertenpaß auszustellen, wenn und insoweit
das Landesinvalidenamt auf Grund von Vereinba-
rungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder
auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu er-
mächtigt ist.

§ 41. (1) Als Nachweis für das Vorliegen der im
§ 40 genannten Voraussetzungen gilt der letzte
rechtskräftige Bescheid eines Rehabilitationsträgers
(§ 3) oder ein rechtskräftiges Urteil eines Gerichtes
nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBl.
Nr. 104/1985. Das örtlich zuständige Landesinvali-
denamt hat den Grad der Behinderung oder die
Minderung der Erwerbsfähigkeit nach den Vor-
schriften der §§ 7 und 9 Abs. 1 des Kriegsopferver-
sorgungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 152, einzuschät-
zen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Lei-
stungen wegen einer Behinderung erbracht
werden und die hiefür maßgebenden Bestim-
mungen keine Einschätzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschätzungen mit jeweils
weniger als 50 % nach bundesgesetzlichen
Vorschriften vorliegen und keine Gesamtein-
schätzung vorgenommen wurde.

(2) Anträge auf Ausstellung eines Behinderten-
passes sind ohne Durchführung eines Ermittlungs-
verfahrens zurückzuweisen, wenn seit der letzten
rechtskräftigen Entscheidung noch kein Jahr
vergangen ist.

§ 42. (1) Der Behindertenpaß hat den Vor- und
Zunamen, das Geburtsdatum, den Wohnort und
einen festgestellten Grad der Behinderung oder die
Minderung der Erwerbsfähigkeit zu enthalten und
ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusätzliche
Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und
Vergünstigungen dienen, sind auf Antrag des
behinderten Menschen zulässig. Die Eintragung ist
vom zuständigen Landesinvalidenamt vorzuneh-
men.

(2) Der Behindertenpaß ist unbefristet auszustel-
len, wenn keine Änderung in den Voraussetzungen
zu erwarten ist.

§ 43. (1) Treten Änderungen ein, durch die
behördliche Eintragungen im Behindertenpaß be-
rührt werden, hat das Landesinvalidenamt diese zu
berichtigen oder erforderlichenfalls einen neuen
Behindertenpaß auszustellen. Bei Wegfall der
Voraussetzungen ist der Behindertenpaß einzuzie-
hen.

(2) Der Besitzer des Behindertenpasses ist
verpflichtet, dem Landesinvalidenamt binnen vier
Wochen jede Änderung anzuzeigen, durch die

behördliche Eintragungen im Behindertenpaß be-
rührt werden, und über Aufforderung dem
Landesinvalidenamt den Behindertenpaß vorzule-
gen.

§ 44. (1) Ein Behindertenpaß ist ungültig, wenn
die behördlichen Eintragungen, Unterschriften oder
Stempel unkenntlich geworden sind, das Lichtbild
fehlt oder den Besitzer nicht mehr einwandfrei
erkennen läßt oder Beschädigungen oder Merkmale
seine Vollständigkeit, Einheit oder Echtheit in Frage
stellen.

(2) Wenn der Behindertenpaß gemäß Abs. 1
ungültig ist oder der Verlust des Behindertenpasses
glaubhaft gemacht wurde, ist ein neuer Behinder-
tenpaß auszustellen.

§ 45. (1) Anträge auf Ausstellung eines Behinder-
tenpasses sind unter Anschluß der erforderlichen
Nachweise bei dem Landesinvalidenamt einzubrin-
gen, in dessen Sprengel der behinderte Mensch
seinen ständigen Aufenthalt hat.

(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn
dem Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpas-
ses nicht stattgegeben oder der Paß eingezogen
wird.

(3) Über Berufungen gegen Bescheide des
Landesinvalidenamtes gemäß Abs. 2 entscheidet der
Landeshauptmann. Gegen seine Entscheidung ist
eine weitere Berufung unzulässig.

§ 46. Auf das Verfahren zur Ausstellung und zur
Einziehung eines Behindertenpasses finden, soweit
dieses Bundesgesetz nichts anderes bestimmt, die
Vorschriften des Allgemeinen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes 1950 und des Verwaltungsvollstrek-
kungsgesetzes 1950, BGBl. Nr. 172, Anwendung.

§ 47. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
ist ermächtigt, mit Verordnung die näheren
Bestimmungen über den nach § 40 auszustellenden
Behindertenpaß und damit verbundene Berechti-
gungen festzusetzen.

ABSCHNITT VII

FAHRPREISERMÄSSIGUNGEN

§ 48. Folgenden Gruppen behinderter Menschen
kann nach Maßgabe der für diesen Zweck im
jeweiligen Bundesfinanzgesetz verfügbaren Ausga-
benbeträge mit Verordnung der Bundesregierung
gemäß § 2 Abs. 4 des Bundesbahngesetzes, BGBl.
Nr. 137/1969, auf den Eisenbahnlinien der Öster-
reichischen Bundesbahnen eine Fahrpreisermäßi-
gung eingeräumt werden:

1. Personen, für die eine erhöhte Familienbeihilfe
gemäß § 8 Abs. 4 und 7 des Familienlastenaus-
gleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, bezogen
wird;

2. Beziehern von Hilflosenzuschüssen und Pfle-
gegeldern sowie von anderen vergleichbaren
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Leistungen auf Grund bundes- oder landesge-
setzlicher Vorschriften;

3. Beziehern von Versehrtenrenten nach einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit von minde-
stens 70 %;

4. Versorgungsberechtigten nach dem Heeres-
versorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, ab
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von
70 %;

5. begünstigten Behinderten im Sinne des Behin-
derteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/
1970, ab einem Grad der Behinderung von
70 %;

6. Kriegsbeschädigten ab einer Minderung der
Erwerbsfähigkeit von 70 %;

7. blinden Personen.

§ 49. Liegt ein Nachweis über die Zugehörigkeit
zu dem im § 48 angeführten Personenkreis nicht vor
oder bestehen Zweifel über die Zugehörigkeit, so
hat das örtlich zuständige Landesinvalidenamt auf
Ansuchen des behinderten Menschen bei Vorliegen
der Voraussetzungen eine Bescheinigung über die
Zugehörigkeit zum angeführten Personenkreis
auszustellen.

§ 50. Die Einnahmenausfälle, die den Österrei-
chischen Bundesbahnen durch die Einräumung von
Fahrpreisermäßigungen nach § 48 entstehen, sind
ihnen nach Maßgabe des § 18 des Bundesbahngeset-
zes abzugelten.

ABSCHNITT VIII

ORGANISATORISCHE UND ERGÄNZENDE
BESTIMMUNGEN

Gebührenfreiheit

§ 51. Alle zur Durchführung dieses Bundesgeset-
zes erforderlichen Amtshandlungen, Eingaben,
Vollmachten, Zeugnisse, Urkunden über Rechtsge-
schäfte sowie Vermögensübertragungen sind von
bundesgesetzlich geregelten Gebühren, Verkehrs-
steuern, Verwaltungsabgaben sowie Gerichts- und
Justizverwaltungsgebühren befreit.

Mitwirkung

§ 52. (1) Das Bundesrechenamt hat bei der
Durchführung dieses Bundesgesetzes, soweit diese
dem Bundesminister für Arbeit und Soziales und
den Landesinvalidenämtern obliegt, mitzuwirken,
wenn eine solche Mitwirkung im Interesse der
Einfachheit, Zweckmäßigkeit und Kostenersparnis
gelegen ist.

(2) Die Träger der Sozialversicherung haben auf
Ersuchen der Landesinvalidenämter im Ermitt-
lungsverfahren zur Durchführung dieses Bundesge-
setzes mitzuwirken. Im Rahmen dieser Mitwir-
kungspflicht haben sie auch automationsunterstützt
verarbeitete Daten über sozialversicherte Personen

betreffend Name, Adresse, Versicherungsnummer,
Minderung der Erwerbsfähigkeit, Gesundheitsschä-
digungen sowie Art und Höhe von Geldleistungen
an die Landesinvalidenämter zum Zweck der
Gewährung von Leistungen aus dem Nationalfonds,
der Ausstellung eines Behindertenpasses oder der
Einräumung einer Fahrpreisermäßigung zu über-
mitteln.

Verwendung von Daten

§ 53. Die zur Durchführung des Behindertenein-
stellungsgesetzes automationsunterstützt verarbei-
teten Daten über begünstigte Personen und
Förderungswerber betreffend Name, Adresse, Ver-
sicherungsnummer, Grad der Behinderung, Ge-
sundheitsschädigungen und Einkommen dürfen von
den Landesinvalidenämtern zu den im § 52 Abs. 2
angeführten Zwecken verwendet werden.

Artikel II

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 749/1988, wird wie folgt geändert:

Nach § 100 wird als IV. Hauptstück eingefügt:

„IV. HAUPTSTÜCK

KRIEGSOPFERFÜRSORGEBEIRAT

§ 101. Im Interesse einer einheitlichen und allen
Bedürfnissen entsprechenden Führung der Fürsor-
gemaßnahmen für die Kriegsopfer sowie zur
raschen Herstellung des Einvernehmens mit den
sachlich beteiligten Bundesministerien ist im Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales ein Kriegs-
opferfürsorgebeirat zu errichten.

§ 102. Der gutächtlichen Beratung des Kriegsop-
ferfürsorgebeirates unterliegen alle grundsätzlichen
Fragen der Fürsorge für Kriegsopfer, insbesondere
die Vorbereitung von Rechtsvorschriften auf diesem
Gebiet.

§ 103. (1) Dem Kriegsopferfürsorgebeirat gehö-
ren als stimmberechtigte Mitglieder an:

1. der Vorsitzende;
2. je ein Vertreter der beteiligten Bundesministe-

rien;
3. zehn Vertreter der organisierten Kriegsopfer;
4. je drei Vertreter der Dienstgeber- und

Dienstnehmerorganisationen.

(2) Den Vorsitz führt der Bundesminister für
Arbeit und Soziales oder ein von ihm aus dem
Stande der Beamten des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales bestellter Vertreter.

(3) Der Vorsitzende ist berechtigt, Fachleute mit
beratender Stimme beizuziehen. Sind Fragen zu
behandeln, durch welche die Zuständigkeit eines
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anderen Bundesministeriums berührt wird, so hat
der Vorsitzende auch einen Vertreter dieses
Bundesministeriums als stimmberechtigtes Mitglied
beizuziehen.

(4) Die Funktionsperiode des Beirates beträgt vier
Jahre. Nach Ablauf der Funktionsperiode hat der
alte Beirat die Geschäfte so lange weiterzuführen,
bis der neue Beirat zusammentritt. Die Zeit der
Weiterführung der Geschäfte durch den alten Beirat
zählt auf die vierjährige Funktionsperiode des neuen
Beirates.

(5) Die Bürogeschäfte des Beirates sind vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu
führen.

§ 104. (1) Die im § 103 Abs. 1 Z 3 und 4
genannten Mitglieder werden vom Bundesminister
für Arbeit und Soziales in den Kriegsopferfürsorge-
beirat berufen. Die Vorschläge hinsichtlich je eines
Vertreters der Dienstgeberorganisationen sind von
der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft,
der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam-
mern Österreichs und der Vereinigung Österreichi-
scher Industrieller, die Vorschläge hinsichtlich je
eines Vertreters der Dienstnehmerorganisationen
vom Österreichischen Arbeiterkammertag, dem
Österreichischen Landarbeiterkammertag und dem
Österreichischen Gewerkschaftsbund zu erstatten.
Zur Erstattung der Vorschläge für die Berufung der
Vertreter der Kriegsopfer sind diejenigen Vereini-
gungen berechtigt, die gemäß den Satzungen für das
ganze Bundesgebiet gebildet sind, Zweigorganisa-
tionen besitzen oder als Dachorganisation konstitu-
iert sind und die Förderung der wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Interessen der Kriegsopfer
zum Ziel haben.

(2) Bestehen nebeneinander mehrere Vereinigun-
gen, auf die diese Voraussetzungen zutreffen, so ist
für die Aufteilung des Vorschlagsrechtes das
zwischen ihnen erzielte Übereinkommen maßge-
bend. Kommt eine Vereinbarung über das Vor-
schlagsrecht nicht zustande, so entscheidet hierüber
der Bundesminister für Arbeit und Soziales unter
Bedachtnahme auf die Mitgliederstärke der in
Betracht kommenden Vereinigungen.

(3) Für jedes Beiratsmitglied sind Ersatzmitglie-
der in der erforderlichen Anzahl zu bestellen.

§ 105. (1) Beiratsmitglied kann nur sein, wer in
den Nationalrat wählbar ist.

(2) Die Mitgliedschaft im Beirat ist ein
unbesoldetes Ehrenamt. Den Mitgliedern (Ersatz-
mitgliedern) und den gemäß § 103 Abs. 3
beigezogenen Fachleuten gebührt für die Teilnahme
an den Sitzungen des Beirates der Ersatz der Reise-
und Aufenthaltskosten unter Anwendung der für
Schöffen und Geschworne geltenden Bestimmun-
gen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl.
Nr. 136.

§ 106. (1) Die Sitzungen des Beirates werden vom
Vorsitzenden nach Bedarf einberufen. Der Beirat ist
auch dann einzuberufen, wenn mindestens die
Hälfte der Mitglieder dies unter schriftlicher
Bekanntgabe des Verhandlungsgegenstandes bean-
tragt.

(2) Die Einladungen an die Mitglieder sollen mit
der Tagesordnung nach Möglichkeit 14 Tage vor
der Sitzung zugestellt werden.

(3) Wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß gela-
den sind, ist der Beirat bei Anwesenheit von
mindestens der Hälfte seiner Mitglieder beschlußfä-
hig. Er faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit
der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

(4) Über jede Sitzung ist durch Bedienstete des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales ein
Protokoll zu führen, das vom Schriftführer und vom
Vorsitzenden zu unterfertigen ist. Den Mitgliedern
ist eine Protokollausfertigung zu übermitteln.

§ 107. Der Bundesminister für Arbeit und
Soziales hat ein Mitglied von seiner Funktion zu
entheben,

1. wenn es dies beantragt;
2. wenn jene Stelle, auf deren Vorschlag das

Mitglied bestellt wurde, die Enthebung
beantragt;

3. wenn das Mitglied sich der Vernachlässigung
seiner Pflichten schuldig gemacht hat."

Artikel III

Aufhebung von Rechtsvorschriften

Mit Wirkung vom 1. Juli 1990 werden folgende
Vorschriften aufgehoben:

1. das Bundesgesetz über die Errichtung eines
Invalidenfürsorgebeirates, BGBl. Nr. 144/
1946;

2. der Artikel III des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 94/1975;

3. das Nationalfondsgesetz, BGBl. Nr. 259/
1981;

4. die Verordnung über den Invalidenfürsorge-
beirat, BGBl. Nr. 238/1951.

Artikel IV

Inkrafttreten

Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Juli 1990 in
Kraft.

Artikel V

Übergangsbestimmungen

(1) Soweit in anderen bundesgesetzlichen Vor-
schriften auf den Invalidenfürsorgebeirat (Bundes-
gesetz vom 3. Juli 1946, BGBl. Nr. 144) verwiesen
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wird, erhalten die Verweisungen ihren Inhalt aus
Artikel I, Abschnitt II, dieses Bundesgesetzes.

(2) Die in den §§ 78a und 81 Abs. 2 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 enthaltenen
Verweisungen auf den Invalidenfürsorgebeirat
(Bundesgesetz vom 3. Juli 1946, BGBl. Nr. 144)
erhalten ihren Inhalt aus den §§101 bis 107 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 in der Fas-
sung des Artikels II dieses Bundesgesetzes.

Artikel VI

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
betraut:

1. hinsichtlich Art. I §§ 2 bis 7 der Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzler;

2. hinsichtlich Art. I § 10 Abs. 1 Z 2 der Bundes-
minister für Arbeit und Soziales, der Bundes-

minister für Finanzen, der Bundesminister für
Umwelt, Jugend und Familie und der Bundes-
minister für Gesundheit und öffentlicher
Dienst;

3. hinsichtlich Art. I §§ 29 und 51 der Bundesmi-
nister für Justiz und der Bundesminister für
Finanzen;

4. hinsichtlich Art. I § 35, § 36 Abs. 1 und 5, § 37
und § 52 Abs. 1 der Bundesminister für Arbeit
und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen;

5. hinsichtlich Art. I § 48 die Bundesregierung;
6. hinsichtlich Art. I §§ 49 und 50 der Bundesmi-

nister für Arbeit und Soziales im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr;

7. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Arbeit und Soziales.

Waldheim

Vranitzky
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